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§ 63
Beweisgegenstände
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Sachen vernommen, sind die Bestimmungen über die Zeugen­
aussagen anzuwenden.

Sachverständigengutachten

§ 59
(1) Das Gericht kann Gutachten beiziehen, wenn es zur 

Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts sachkundiger 
Unterstützung bedarf.

(2) Der mit der Erstattung des Gutachtens beauftragte Sach­
verständige ist verpflichtet, das Gutachten gewissenhaft und 
wahrheitsgemäß zu erstatten. Uber diese Pflicht sowie über 
die strafrechtlichen Folgen der Erstattung eines vorsätzlich 
falschen oder unvollständigen Gutachtens ist er zu belehren.

(3) Das Gutachten ist schriftlich zu erstatten und dem Ge­
richt zu übersenden. In dem Gutachten hat der Sachverstän­
dige zu versichern, daß er es gewissenhaft und wahrheits­
gemäß erstattet hat und daß er auf seine Pflicht und die straf­
rechtlichen Folgen der Erstattung eines vorsätzlich falschen 
oder unvollständigen Gutachtens hingewiesen wurde.

(4) Das Gericht kann auch anordnen, daß das Gutachten 
mündlich zu erstatten ist.

(5) Der Sachverständige ist verpflichtet, auf Anordnung des 
Gerichts das schriftlich erstattete Gutachten in der mündlichen 
Verhandlung-zu vertreten.

§ 60
(1) Dem Sachverständigen kann gestattet werden, zur Vor­

bereitung des Gutachtens Akten einzusehen, der Verhandlung 
beizuwohnen, an Ortsbesichtigungen teilzunehmen und un­
mittelbar Fragen zu stellen. Ihm können Beweisgegenstände 
zur Verfügung gestellt werden.

(2) Der Sachverständige kann im Rahmen des ihm erteilten 
Auftrages nach Zustimmung durch das Gericht die Prozeß­
parteien, Zeugen oder andere Personen befragen, wenn das 
zur Vorbereitung des Gutachtens erforderlich ist.

§ 61

(1) Zur Vorbereitung des Sachverständigengutachtens kann 
das Gericht eine ärztliche Untersuchung der Prozeßparteien 
anordnen, wenn das zur Feststellung des Sachverhalts erfor­
derlich ist. In Verfahren zur Feststellung oder Anfechtung der 
Vaterschaft kann diese Anordnung auch gegenüber Zeugen 
und anderen Personen getroffen werden.

(2) Die Prozeßparteien, Zeugen und anderen Personen sind 
verpflichtet, sich den vom Gericht angeordneten Untersu­
chungen und den dazu erforderlichen Maßnahmen zu unter­
ziehen. Die Untersuchung kann verweigert werden, wenn sich 
nachteilige Folgen für die Gesundheit ergeben können. Über 
die Berechtigung einer Weigerung entscheidet das Gericht un­
ter Mitwirkung von Schöffen durch Beschluß.

(3) Ist für die zu treffende Sachentscheidung nach anderen 
Gesetzen die Beurteilung des Geisteszustandes einer Prozeß­
partei erforderlich und kann diese Feststellung anderweitig 
nicht getroffen werden, kann das Gericht mit Zustimmung des 
Staatsanwalts beschließen, daß der betreffende Bürger für die 
Dauer bis zu 6 Wochen in eine stationäre Einrichtung für 
psychisch Kranke eingewiesen wird. Die Einweisung ist nur 
zulässig, wenn das auf Grund eines ärztlichen Gutachtens 
geboten erscheint und ohne Nachteil für den Gesundheitszu­
stand der Prozeßpartei ausführbar ist.

§ 62
Aussagen der Prozeßparteien

Ist der Sachverhalt auf andere Weise nicht aufzuklären, 
kann die Vernehmung einer oder beider Prozeßparteien zu 
bestimmten Fragen angeordnet werden. § 57 findet entspre­
chende Anwendung. Die Prozeßparteien können die Aussage 
verweigern.

(1) Prozeßparteien und andere Personen sind verpflichtet, 
Beweisgegenstände zum Zwecke der Beweisaufnahme vorzu­
legen oder zugänglich zu machen. Im Falle der Weigerung 
kann zur Erfüllung dieser Verpflichtung die Vollstreckung 
beschlossen werden.

(2) Ist die Vorlegung von Beweisgegenständen nicht möglich 
oder nicht zweckmäßig, können Ortsbesichtigungen durchge­
führt, der Ablauf bestimmter Ereignisse direkt beobachtet 
oder die Rekonstruktion von Vorgängen veranlaßt werden.

§ 64
Beendigung der Beweisaufnahme

Nach der Beweisaufnahme ist den Prozeßparteien, dem 
Staatsanwalt, dem Organ der Jugendhilfe, dem Vertreter der 
Gewerkschaft und den Beauftragten von Kollektiven der 
Werktätigen und gesellschaftlichen Organisationen Gelegen­
heit zur abschließenden Stellungnahme und gegebenenfalls 
zur Änderung ihrer Anträge zu geben.

§ 65
Verzicht auf mündliche Verhandlung

(1) In Zivilsachen und in Verfahren zur Abänderung von 
Unterhaltsverpflichtungen kann der Vorsitzende mit Einver­
ständnis beider Prozeßparteien anordnen, daß von der münd­
lichen Verhandlung abgesehen wird. Diese Anordnung ist nur 
zulässig, wenn das Ziel des Verfahrens ohne mündliche Ver­
handlung erreicht werden kann und eine Beweisaufnahme 
nicht erforderlich oder nur Beweis durch Urkunden oder Aus­
künfte zu erheben ist.

(2) Beigezogene Urkunden oder Auskünfte sind den Prozeß­
parteien zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen 
Frist mitzuteilen.

(3) Das Urteil ist innerhalb einer Woche nach Ablauf der 
nach Abs. 2 gesetzten Frist unter Mitwirkung von Schöffen 
zu beraten, schriftlich abzufassen und zu unterschreiben. Eine 
Verkündung findet nicht statt. Das Urteil ist unverzüglich zu­
zustellen.

(4) Kann der Rechtsstreit nicht entschieden werden, ist 
mündliche Verhandlung anzuordnen.

Nichterscheinen der Prozeßparteien 
zur mündlichen Verhandlung

§ 66

(1) Erscheint der Kläger trotz ordnungsgemäßer Ladung 
nicht zum Termin und ist er nicht vertreten, ist ein neuer 
Verhandlungstermin zu bestimmen, soweit nicht trotz Ab­
wesenheit des Klägers die Verhandlung durchgeführt und eine 
Entscheidung getroffen werden kann. Eine Entscheidung zur 
Sache darf nur ergehen, wenn der Sachverhalt geklärt und 
festgestellt werden kann. In Ehescheidungssachen ist stets 
ein neuer Verhandlungstermin zu bestimmen.

(2) Erscheint der Kläger trotz ordnungsgemäßer Ladung 
zum neuen Verhandlungstermin erneut nicht und ist er nicht 
vertreten, ist das Verfahren durch Beschluß einzustellen.

(3) Erscheinen zum Verhandlungstermin beide Prozeßpar­
teien nicht und sind sie nicht vertreten, kann das Gericht das 
Verfahren einstellen. Die Einstellungsverfügung ist aufzu­
heben, wenn der Kläger innerhalb von 2 Wochen nach ihrer 
Zustellung die Fortsetzung des Verfahrens beantragt.

§ 67

(1) Erscheint der Verklagte unentschuldigt nicht zur münd­
lichen Verhandlung und ist er nicht vertreten, kann das Ge­
richt die Verhandlung durchführen und entscheiden, wenn 
Klage und Ladung dem Verklagten unter der Wahrung der


